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DAS CORONAVIRUS UND SEINE  
FOLGEN AUF DIE ARBEITSWELT

Das Coronavirus Covid-19 hat Europa erreicht. Auch in Deutschland steigen die Infek-

tionszahlen. Damit werden Szenarien wie in China oder in Italien wahrscheinlicher, 

dass nicht nur einzelne Erkrankte in Quarantäne behandelt werden und für deren 

Kontaktpersonen häusliche Quarantäne angeordnet wird. Die Bewegungsfreiheit 

könnte auch für ganze Städte, Stadtteile oder Gegenden eingeschränkt werden.  

Neben der persönlichen Gesundheit bereitet ein solches Szenario auch wirtschaftliche 

Sorgen. Unternehmen drohen Lieferengpässe, das Ausbleiben von Kunden und  

nicht zuletzt das Ausbleiben der Mitarbeiter.

Doch welche konkreten arbeitsrechtlichen Folgen hat eine weitere Ausbreitung des 

Coronavirus auf Beschäftigte und Arbeitgeber?
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Erkrankte Arbeitnehmer

Erkrankt ein Arbeitnehmer am Coronavirus, ist  

der Arbeitgeber – wie in jedem anderen Fall einer 

Erkrankung – aus seiner Fürsorgepflicht heraus  

verpflichtet, den Arbeitnehmer nach Hause zu  

schicken. Ebenso wie in jedem anderen Krankheits-

fall erhält der Arbeitnehmer weiterhin für die Dauer 

von sechs Wochen das Arbeitsentgelt vom Arbeit-

geber fortgezahlt. 

Sofern keine andere arbeitsvertragliche Regelung 

getroffen wurde, ist der Arbeitnehmer verpflichtet 

ab dem dritten Tag der Erkrankung ein ärztliches 

Attest vorzulegen. Dabei besteht keine Verpflich-

tung des Arbeitnehmers, dem Arbeitgeber den 

Grund seiner Arbeitsunfähigkeit infolge Krankheit 

mitzuteilen. Allerdings dürfte der Arbeitgeber  

infolge der Meldepflicht einer Infektion mit dem 

Coronavirus über Anfragen der Gesundheitsbehör-

den bezüglich Kontaktpersonen des erkrankten  

Arbeitnehmers schnell Kenntnis über die Infektion 

erlangen.



Arbeitnehmer in häuslicher Quarantäne

Arbeitnehmer, bei denen infolge des Kontakts  

zu am Coronavirus Erkrankten eine häusliche Qua-

rantäne durch die Gesundheitsbehörden angeord-

net wurde, um eine Infektion ausschließen zu  

können, haben hingegen keinen Anspruch auf 

Fortzahlung des Arbeitsentgelts gegenüber dem 

Arbeitgeber. Ggf. könnte hier vereinbart werden, 

bestehende Urlaubstage oder abbaubare Über-

stunden zu verwenden. 

Falls dies nicht möglich oder erwünscht ist, können 

Arbeitnehmer im Falle einer behördlich verordne-

ten Quarantäne bzw. eines behördlich verordneten  

Beschäftigungsverbots eine Entschädigungsleis-

tung nach § 56 Abs. 1 Infektionsschutzgesetz vom 

Arbeitgeber beanspruchen. Die Entschädigung  

bemisst sich nach dem Verdienstausfall. Für die  

ersten sechs Wochen wird sie in Höhe des  

Verdienstausfalls gewährt. Vom Beginn der siebten 

Woche an beläuft sie sich auf die Höhe des Kran-

kengeldes nach § 47 Abs. 1 SGB V. Der Arbeit-

geber hat die Möglichkeit, einen Kostenersatz vom  

Bundesland zu beanspruchen. 

Arbeitnehmer in Sorge um Ansteckungsge-

fahr

Auch wenn ein Arbeitnehmer befürchtet, sich  

im Betrieb des Arbeitgebers mit dem Coronavirus 

anzustecken, besteht kein grundsätzlicher An-

spruch darauf, die Arbeitsleistung im Home-Office 

zu erbringen. Vielmehr obliegt es dem Arbeitgeber 

im Rahmen seiner Fürsorgepflicht zu entscheiden, 

ob er dem Arbeitnehmer diese Möglichkeit anbie-

tet oder ihn gar von der Arbeitsleistung freistellt. 

Dabei wird regelmäßig u. a. entscheidend sein, 

wie hoch das Ansteckungsrisiko im konkreten Fall 

ist, ob im Betrieb keine geeigneten Schutzmaß-

nahmen getroffen werden können und in welcher 

gesundheitlichen Verfassung sich der Arbeitneh-

mer ohnehin befindet. 

Erfolgt eine Tätigkeit im Home-Office oder wurde 

der Arbeitnehmer durch den Arbeitgeber von  

der Arbeitsleistung aus Gründen der Vorsorge vor 

einer möglichen Ansteckung freigestellt, hat dies 

keine negativen Auswirkungen auf die Entgelt

ansprüche des Arbeitnehmers.

Arbeitnehmer und Dienstreisen

Angesichts der deutlichen Ausbreitung des Coro-

navirus stellt sich die Frage, ob Arbeitnehmer 

Dienstreisen verweigern können. Sofern für das 

Ziel der Dienstreise eine konkrete Reisewarnung 

vorliegt, wie dies derzeit für die Provinz Hubei  

in China der Fall ist, kann der Arbeitnehmer den 

Antritt der Dienstreise verweigern. In allen ande-

ren Fällen obliegt es dem Arbeitgeber eine geplan-

te Dienstreise des Arbeitnehmers abzusagen.  

Dabei hat der Arbeitgeber wiederum seine Fürsor-

gepflicht für den Arbeitnehmer zu beachten. Lei-

det dieser z. B. unter gesundheitlichen Vorerkran-

kungen, wird eine Dienstreise eher unzumutbar 

sein als in anderen Fällen. 

Schließung des Betriebs oder der Tätigkeits-

stätte

Wird der Betrieb des Arbeitgebers oder die Tätig-

keitsstätte des Arbeitnehmers infolge des Auftre-

tens einer Infektion mit dem Coronavirus geschlos-

sen, ist es dem Arbeitnehmer aus Gründen, die in 

der Sphäre des Arbeitgebers liegen, nicht möglich, 

seine Arbeitsleistung zu erbringen. Somit entsteht 
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der Entgeltanspruch des Arbeitnehmers auch ohne 

die Erbringung der Arbeitsleistung. Ggf. besteht 

hier für den Arbeitgeber die Möglichkeit eines 

Kostenersatzes durch den Bund. 

Entsprechendes gilt auch dann, wenn der Arbeit-

geber z. B. die Produktion nicht aufrechter- 

halten kann, weil Zulieferteile infolge von Grenz-

sperrungen oder Betriebsschließungen nicht recht-

zeitig geliefert werden können. Auch hier kann  

der Arbeitnehmer seine Arbeitsleistung aus Grün-

den nicht erbringen, die dem Arbeitgeber zuzu-

ordnen sind. Folglich hat der Arbeitnehmer dessen 

ungeachtet einen Anspruch auf Zahlung des  

Entgelts.

Schließung von Schulen und Kitas

Werden Schulen und Einrichtungen der Kleinkind-

betreuung infolge einer Infektion mit dem Corona-

virus oder als Vorsichtsmaßnahme geschlossen, 

können Arbeitnehmer oftmals mangels Kinder

betreuung nicht am Arbeitsplatz erscheinen. So-

fern keine anderweitige Betreuung des Kindes 

möglich ist, hat der Arbeitnehmer dennoch einen 

Anspruch auf Arbeitsentgelt nach §  616 BGB.  

Dies gilt allerdings nur für eine verhältnismäßig 

nicht erhebliche Zeit. Ein Anspruch auf Arbeitsent-

gelt kann sich zudem auch aus § 45 SGB V erge-

ben, wonach verheirateten Arbeitnehmern im  

Kalenderjahr 10 Kinderkrankentage und Allein- 

erziehenden 20 Kinderkrankentage jeweils pro 

Kind zustehen. 
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AUSBLICK

Derzeit bleibt abzuwarten, ob und in welchem 

Umfang Infektionen mit dem Coronavirus auch  

in Deutschland zunehmen und Arbeitnehmer,  

Arbeitgeber und ggf. auch Betriebe oder Regio-

nen beeinträchtigen. Die Gesundheitsbehörden 

weisen derzeit darauf hin, dass auf die her- 

kömmlichen Mittel zur Vermeidung von Infek- 

tionen verstärkt geachtet werden sollte, wie z. B. 

häufiges Händewaschen und die bereits seit  

geraumer Zeit bekannte Husten- und Nies-Etiket-

te. Zudem ist dringend anzuraten, in Verdachts-

fällen, wenn also eine Infektion mit dem Corona-

virus möglich sein könnte, telefonisch mit dem 

Hausarzt Kontakt aufzunehmen und eine etwaige  

Infektion abzuklären. Bis zur Klärung sollten  

nicht dringend erforderliche Kontakte mit ande-

ren Personen vermieden werden. 

Gerne stehen Ihnen unsere nachfolgend genann-

ten Arbeitsrechtsexperten für Fragen der kon

kreten Auswirkungen in Ihrem Unternehmen zur 

Verfügung.
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